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Die 12. Auflage des Handwörterbuchs bietet in bewährter Weise 

Grundlagenwissen zur internationalen Politik. Begriffe, Probleme 

und Entwicklungen der internationalen Politik werden in rund 

70 Sachbeiträgen analysiert. Dabei werden folgende Teilbereiche 

untersucht:

■ Theorie / Theoriebildung;

■ Internationale Organisationen /

 Internationale Zusammenarbeit;

■ Internationale Wirtschaftsbeziehungen /

 Internationale Wirtschaftsorganisationen;

■ Gegenwärtige Problembereiche der

 internationalen Politik;

■ Geschichte der internationalen Politik 

 nach dem Zweiten Weltkrieg.

Ein Sachregister, eine Chronik sowie ein Verweissystem erschließen 

den Inhalt des Handwörterbuchs weiter, das sich für die Arbeit von 

Studierenden, Lehrenden und Journalisten als zuverlässige Hilfe 

erwiesen hat.
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Parteien und Internationale Politik                

1. Grundproblem – Obwohl sich Parteien traditionell mit außenpolitischen wie
internationalen Fragen befassen, besitzen sie in der internationalen Politik ei-
nen grundsätzlich geringeren Stellenwert als z.B. in der Beeinflussung natio-
naler Wirtschafts-, Innen- und Gesellschaftspolitik. Die Ursache liegt in erster
Linie darin, dass internationale Politik vor allem von gouvernementalen Ak-
teuren (Nationalstaaten, multi-, supra- und → internationale Organisationen)
bestimmt wird und diese aufgrund der historischen Entwicklung in der Regel
mit Erfolg ihre → Außenpolitik dem Einfluss von Parteien, Parlamenten und
kritischer Öffentlichkeit entzogen haben (→ Außenpolitischer Entscheidungs-
prozess). So kann gerade der europäische Integrationsprozess auch als ein po-
litischer Einflussverlust der traditionellen Parteien verstanden werden, weil die
nationalen Parteien bislang nicht zu einer wirksamen Europäisierung bereit
waren bzw. die europäischen Parteien mehr Konföderations- als Integrations-
charakter besitzen. Hinzu kommt, dass die klassischen Machterwerbs- und
Machterhaltstrategien von Parteien in erster Linie auf Klientele innerhalb des
eigenen Staates abstellen – Wahlentscheidungen erfolgen in der Regel weniger
nach außenpolitischen und internationalen sondern nach „innen“-, wirtschafts-
und sozialpolitischen Überlegungen. Das geringe „machtpolitische“ Gewicht
internationaler Probleme, die hohe Komplexität internationaler Politik und die
spezifischen Handlungsanforderungen multinationaler bzw. internationaler →
Diplomatie stellen Parteien, die neu in Regierungsverantwortung gelangen,
nicht nur vor ein meist erhebliches Kompetenzproblem, sondern führen in der
internationalen Arbeit der betreffenden Partei auch häufig zu einer Gouverne-
mentalisierung, d.h. der weitgehenden Identifikation der Partei mit dem „na-
tionalen Interesse“, was durch die zunehmende Medienattraktivität symboli-
scher internationaler Politik (Staatsbesuche) noch verstärkt wird. Trotz der
spezifischen Massenintegrations- und -mobilisierungsfunktion klassischer Par-
teien sind diese, wenn es um außenpolitische wie internationale Probleme
geht, eher „nationalstaatstreu“, nehmen auf die Formulierung dieser Politik nur
in Ausnahmefällen Einfluss und verzichten in der Regel auf aktiven Einbezug
von Mitgliedschaft und Wählerpotenzial. Selbst dort, wo innerhalb einer Partei
in diesem Bereich Professionalität und Kompetenz entsteht, spielt dies in der
jeweiligen Gesamtstrategie wie auch in der Machthierarchie nur eine margi-
nale Rolle.

2. Parteien in der außenpolitischen Praxis – Trotz dieser allgemein geringen
Relevanz hat es spezifische Konstellationen gegeben, die Parteien einen stär-
keren Einfluss auf Politik erlaubt haben. Dies war in der Regel aber mehr
vorübergehender als dauerhafter Natur.
So hatte die internationale Arbeit der KPdSU für die in den Jahren nach der
Oktoberrevolution gouvernemental schwache UdSSR einen hohen Stellenwert.
Mit Hilfe der Kommunistischen Internationale erlaubte sie eine kosten-nutzen-
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günstige Ergänzung sowjetischer Außenpolitik, die auf dem hohen symboli-
schen wie praktischen Stellenwert der Forderung nach „internationaler Solida-
rität“ im Klassenkampfkonzept der KPs beruhte. Die „Verstaatlichung“ der
internationalen Aktivitäten der KPdSU, d.h. deren Parteien und Internatio-
nale Politik der Unterordnung unter die spezifischen außenpolitischen Inter-
essen und Strategien der UdSSR führte zwangsläufig zum Ende der interna-
tionalen kommunistischen Bewegung als bewusst „über“-staatliche Vertrete-
rin von Grundwerten und Handlungsmaximen.
In der Geschichte der bundesrepublikanischen Ostpolitik finden sich zwei wei-
tere Konstellationen, in der die internationale Arbeit der Partei die staatliche Au-
ßenpolitik direkt beeinflusst hatte. SPD und FDP hatten in der Opposition in den
60er Jahren Grundkonzepte einer neuen Ostpolitik entwickelt. Nach ihrem
Machtantritt (1969) gewannen sie aber den Eindruck, dass der Regierungsap-
parat diese Vorstellungen, wenn überhaupt, nur zögernd übernahm und politisch
umsetzte. Um zu raschen Erfolgen zu kommen, umging man mit Hilfe der Partei
(Parteidelegationen, Sonderemissäre) die Administration von Auswärtigem Amt
und Kanzleramt. Dieses Überspielen staatlicher Außenpolitik dauerte aber nur
solange, bis durch entsprechende organisatorische bzw. personalpolitische Maß-
nahmen das Loyalitätsproblem gelöst schien. Da aber die SPD ihre dann regie-
rungsbegleitende Zusammenarbeit mit der KPdSU und anderen osteuropäischen
Parteien nicht einstellte sondern fortsetzte und ausbaute, waren damit die Vor-
aussetzungen für die als „Nebenaußenpolitik“ kritisierten Aktivitäten der SPD-
Opposition gegen die Regierung Kohl-Genscher in den 80er Jahren gegeben.
Prominente Beispiele dieser Parteipolitik waren das SPD-SED-Papier zur Schaf-
fung einer chemiewaffenfreien Zone bzw. einem nuklearwaffenfreien Korridor
wie auch die Vereinbarung mit der SED über politische Streitkultur.

3. Parteistiftungen und ihre Bedeutung für die internationale Arbeit von Par-
teien – Eine deutsche Besonderheit, die inzwischen in anderen Ländern (Frank-
reich, Türkei, Indien) Nachahmung gefunden hat, ist die internationale Arbeit
der politischen Stiftungen (Friedrich-Ebert-Stiftung; Konrad-Adenauer-Stif-
tung; Hanns-Seidel-Stiftung; Friedrich-Naumann-Stiftung; Heinrich-Böll-Stif-
tung; Rosa-Luxemburg-Stiftung), die im Rahmen der jeweiligen Stiftungsar-
beit einen hohen Stellenwert einnimmt. Formal unabhängig von den Parteien
aber real eng mit ihnen kooperierend haben diese Stiftungen – insbesondere
FES und KAS – eine weltweite internationale Tätigkeit entfaltet, die von der
Einrichtung von Repräsentanten, Herausgabe eigener Zeitschriften, Unterhal-
tung von Bildungseinrichtungen in der Dritten Welt, eigenen Entwicklungs-
hilfsprojekten bis hin zu konkreter Unterstützung von demokratischen Parteien
oder politischen Projekten geht. Dabei sind insbesondere bei Demokratisie-
rungs- und Regionalisierungsprozessen im Mittelmeerraum (Portugal, Spani-
en), in Osteuropa und in der Dritten Welt Erfolge erzielt worden. Trotz aller
Nähe dieser Stiftungen zu den jeweiligen Parteien sind diese Stiftungen jedoch
weder formal noch real ein Teil der jeweiligen internationalen Parteiarbeit;
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dort, wo aber eine Zusammenarbeit erfolgt, hilft dies der jeweiligen Partei in
materieller wie personeller Hinsicht erheblich.

4. Internationale und regionale Parteiföderation – Parteien-„Internationale“,
d.h. Parteienföderation unter ausdrücklicher Wahrung der Selbständigkeit der
Mitgliedsparteien, haben eine Tradition, die bis ins 19. Jh. zurückreicht (So-
zialistische Internationale). Heute verfügen alle großen Parteienfamilien über
eine Internationale (SI, LI, CDI, IDU). Es war vor allem die SI, die aufgrund
von Mitgliedschaft, Know-how und politischem Einfluss in den 70er wie 80er
Jahren eine wichtige Rolle spielte (Demokratisierung in Lateinamerika, Nah-
ost-Friedensprozess (→ Nahostkonflikt), Neue Weltordnung, → Menschen-
rechte) und gerade dort, wo Mitgliedsparteien Regierungsmacht besaßen, gou-
vernementale Politik vorkonzipierte, vorab klärte und harmonisierte. Diese
Rolle als Wegbereiter darf aber nicht überschätzt werden; mangelnder inner-
organisatorischer Konsens bzw. politische Kohäsion und Führungsschwächen
schränkten in wichtigen Fragen (Nord-Süd-Kompromiss, Abrüstung) die Hand-
lungsfähigkeit erheblich ein. Dabei wurde die bereits in der Debatte über den
Ausbruch des deutsch-französischen Krieges 1870 bzw. des Ersten Weltkrie-
ges 1914 deutlich gewordene Solidarität und Identifikation mit nationalstaatli-
chen Machtinteressen, immer wieder deutlich. Seit Ende der 80er Jahre spielen
die Internationalen keine wesentliche Rolle mehr.
So wie auch die Internationalen in erster Linie von den europäischen Parteien
geprägt sind, sind es bei der regionalen Parteienkooperation, die in loser Form
in Lateinamerika (COPPPAL, SICLAC) und in sporadischen Ansätzen im
asiatischen Raum vorliegt, auch die Europäer, die hier am weitesten fortge-
schritten sind.
Im Zusammenhang mit dem westeuropäischen Integrationsprozess sind aus An-
lass der ersten Direktwahlen zum Europäischen Parlament 1979 EG-Parteien-
konföderationen gegründet worden. Sozialdemokraten und Sozialisten (SPE)
zeichneten sich durch breite Mitgliedschaft, Einbindung in die SI und frühzei-
tigen Einbezug von Parteien aus späteren Beitrittsländern (Österreich, Schwe-
den) aus. Im Mitte-Rechts-Spektrum behinderte lange Zeit die politisch-orga-
nisatorische Trennung von Christdemokraten (EVP) und Konservativen (EDU)
eine kohärente europaweite Politik. Die Liberalen vereinigten sich 1986 mit
anderen kleineren Parteien zur ELDR. Die Kommunisten waren aufgrund tief-
greifender Konflikte in Sachen Eurokommunismus zu einer organisierten Zu-
sammenarbeit nicht in der Lage; die Grünen haben 2004 einen europäischen
Parteienverbund mit eigenem Programm gegründet.

5. Perspektive „Europaparteien“ – Obwohl die europäischen Parteiföderatio-
nen nach ihrer Gründung dieselben Widersprüche und Dilemmata wie die je-
weiligen Internationalen aufweisen, haben sie aus idealtypischer Sicht für eu-
ropäische wie internationale Politik eine strukturelle Bedeutung entwickelt, die
nicht nur weit über die der jeweiligen Internationalen hinausgeht, sondern per-
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spektivisch auch die Rolle von Parteien für die Beteiligung an europäischer
Politik und darüber hinaus grundlegend ändern kann. Dabei hat die Überfüh-
rung der Parteiföderationen in „Europaparteien“ in den 90er Jahren trotz deren
Defizite und weitgehender Abhängigkeit von den jeweiligen Fraktionen eine
wichtige Rolle gespielt. Dies liegt

– erstens daran, dass diese Europaparteien im Europäischen Parlament bzw.
der jeweiligen Fraktion einen supranationalen Adressaten, Handlungsträger
und materielle Unterstützer haben, der zu einer Europäisierung führt,

– zweitens setzt sich auch in den traditionell nationalstaatlich orientierten
Parteien zunehmend die Erkenntnis durch, dass für weitere Integrations-
schritte bzw. zum Aufbau einer → Europäischen Union eine Stärkung des
Europäischen Parlamentes und damit auch eine Aufwertung der Europa-
parteien sinnvoll und notwendig ist.

In diesem Zusammenhang ist die Bildung von Europaparteien, die Liberalen
und dann die anderen großen Parteien, deshalb von Bedeutung, weil dadurch
die für die alten Konföderationen und Internationalen noch bestehende „Sou-
veränität“ der Mitgliedsparteien mit den davon ausgehenden Handlungsbe-
schränkungen (Konsensprinzip, Nichteinmischungsprinzip) ansatzweise aufge-
hoben wird. Ob und wie sich diese Entwicklungen fortsetzen, bleibt abzuwar-
ten und hängt wesentlich von der Bereitschaft der jeweiligen Parteien ab, nicht
nur Programmatik, sondern auch Kandidatenaufstellung, Organisation, Finan-
zen und politische Entscheidungsmacht zu europäisieren. Diese aus dem all-
gemeinen Integrationsprozess bekannte Problematik muss aber auch vor dem
Hintergrund gesehen werden, dass im Rahmen von Unionisierung und Verge-
meinschaftung der Außenpolitiken nicht nur das Europäische Parlament ge-
stärkt werden kann, sondern dass dabei auch eine strukturelle Reform des au-
ßenpolitischen Entscheidungsprozesses der Union erfolgen kann, der die Par-
teien bzw. die entsprechenden Europaparteien aktiver als bisher und im Sinne
traditioneller europäischer Demokratiemodelle miteinbezieht.

Ergänzende Beiträge

Außenpolitischer Entscheidungsprozess; Diplomatie
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Reimund Seidelmann

Prägende Konflikte nach dem Zweiten Weltkrieg    

1. Einleitung – Vierzig Jahre lang war der → Ost-West-Konflikt der das inter-
nationale System prägende strukturelle Weltkonflikt. Er bestimmte weitgehend
die Gruppierung der Staaten im internationalen System. Es handelte sich um
einen antagonistischen ideologischen und ordnungspolitischen Machtkonflikt,
der vornehmlich durch die beiden Blöcke → NATO und Warschauer Pakt (→
Militärbündnisse) ausgetragen wurde. In seinem Schatten entstanden zahlrei-
che internationale Konflikte, Kriege und Krisen, die auch Auswirkungen auf
die Entwicklung des internationalen Systems hatten. Im Wesentlichen handelte
es sich dabei um die Berlin-Krise, den Korea-Krieg, den Ungarn-Aufstand,
den Suez-Konflikt, die Kuba-Krise, die CSSR-Intervention, den Vietnamkrieg,
den Afghanistan-Krieg und die Golfkriege.

2. Berlin-Krise – Fast drei Jahrzehnte war Berlin der Hauptkrisenpunkt des
Ost-West-Konflikts. In den Londoner Protokollen vom 12.9.1944 wurde Berlin,
getrennt von den drei Besatzungszonen, als besonderes, den Siegermächten ge-
meinsam unterstelltes Gebiet bezeichnet. Durch die Änderung des Londoner Pro-
tokolls vom 26.7.1945 erhielt Frankreich eine eigene Besatzungszone und Berlin
einen Vier-Mächte-Status, d.h., es wurde in vier Sektoren aufgeteilt, aber gemein-
sam von einem Kontrollorgan, dem Kontroll-Rat, verwaltet. Zur Organisation der
Verwaltung wurde eine dem Kontrollrat rechenschaftspflichtige Kommandantur
errichtet. Nach der Zusammenlegung der britischen und der amerikanischen Be-
satzungszone zur Bizone 1947 und ihrer Einbeziehung in den Marshallplan sowie
der zunehmenden Staatswerdung der Westzonen verließ die Sowjetunion im März
1948 den Kontrollrat. Im Juni 1948 folgte der Auszug aus der Kommandantur.
Die Einführung der westdeutschen Währungsreform in den Westsektoren Berlins
war der Anlass für die UdSSR, die Sperrung der Land- und Wasserwege am
24.6.1948 vorzunehmen. Stalins Ziel war es, mit Hilfe der Blockade den
Vier-Mächte-Status auszuhebeln und West-Berlin der Sowjetischen Besatzungs-
zone(SBZ) zuzuschlagen. Jedoch erfolgte eine kaum für möglich gehaltene Soli-
darität der westlichen Besatzungsmächte mit den Berlinern, als eine Luftbrücke
zwischen den westlichen Besatzungszonen und Berlin eingerichtet und die Bevöl-
kerung aus der Luft mit allen Gütern versorgt wurde. Die Besatzer wurden nun zu
Beschützern. Nach Geheimverhandlungen mit den drei Westmächten und der Er-
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